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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Klaus Kirschner, Tilo Braune, Hans Büttner 
(Ingolstadt), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 13/9931 -• 


Systemwechsel in der Versorgung mit Zahnersatz 


Mit dem Beitragsentlastungsgesetz xmd dem 2. GKV-Neuordnungsge- 
setz wurde die zahnmedizinische Versorgung der Versicherten im 
Zahnersatz- bzw. prothetischen Bereich grundlegend verändert. So 
erhalten Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1978 geboren wurden, 
zu keinem Zeitpunkt mehr einen Zuschuß der Krankenkasse zum Zahn- 
ersatz oder zu einer anderen prothetischen Versorgung. Für diejenigen 
Versicherten, die noch Anspruch auf einen Zuschuß der Krankenkasse 
haben, gilt das Kostenerstattungs verfahren auf der Basis der privaten 
Gebührenordnung für Zahnärzte. Darüber hinaus ist ab dem 1. Januar 
1998 der prozentuale Zuschuß der Krankenkassen durch Festzuschüsse 
abgelöst worden. 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Vertragszahnarzt 
verpflichtet ist, einen Heil- und Kostenplan, der auch als Kostenvor- 
anschlag gilt, über die vollständige Behandlungsplanung, also so- 
wohl für ausschließlich vertragszahnärztliche Versorgungsformen als 
auch für Versorgungsformen, die teils zu den vertragszahnärztlichen 
und teils nicht zu den vertragszahnärztUchen Versorgungsformen 
gehören, zu erstellen? 


Gemäß § 30 Abs. 4 Satz 3 SGB Vin der ab 3. Januar 1998 geltenden 
Fassung hat der Zahnarzt vor Beginn der Behandlung einen 
kostenfreien, die gesamte Behandlung umfassenden Heil- und 
Kostenplan zu erstellen. Der Heil- und Kostenplan ist auch dann 
kostenfrei, wenn der erstellende Vertragszahnarzt die Behandlung 
später nicht durchführt oder er Elemente enthält, die über die ver- 
tragszahnärztlichen Leistungen hinausgehen. Der Heil- und Ko- 
stenplan dient gleichzeitig als Kostenvoranschlag für den Fall, daß 
der Versicherte weitere Angebote bei anderen Zahnärzten einholt. 
Auch diese Heil- und Kostenpläne sind für den Versicherten ko- 
stenfrei zu erstellen (vgl. Gesetzesbegründung zu § 30 Abs. 3 und 4 
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SGB V, Drucksache 13/6087, S. 22). Zusätzlich zu dieser Regelung 
besteht die gesetzliche Festlegung in § 85 Abs. 2 Satz 13 SGB V, 
wonach Vergütungen für die Aufstellung von Heil- und Kosten- 
plänen nicht zulässig sind. Diese Regelung wurde, obwohl die 
Vorschrift insgesamt neu gefaßt worden ist, nicht verändert. 

Um die mögliche Kostenbelastung des Versicherten von vornher- 
ein transparent und vergleichbar zu machen, ist ein kostenfreier 
Heil- und Kostenplan für den Versicherten unverzichtbar. Nur 
dann kann der Versicherte Eigenverantwortung auch vernünftig 
wahmehmen. 

2 . Können nach Auffassung der Bundesregierung die Versicherten auch 
mehrere Angebote (Heil- und Kostenpläne) von verschiedenen 
Zahnärzten kostenfrei einholen, um einen Kostenvergleich und eine 
Zweitmeinung zu erfahren? 


Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


3. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung den Krankenkassen 
ermöghcht werden, die nach § 135 Abs. 4 SGB V für vertragszahn- 
ärzthche prothetische Versorgungen geltende zweijährige Gewähr- 
leistung zu überprüfen? 


Es ist Aufgabe der Krankenkassen bzw. der Vertragspartner der 
vertragszahnärztlichen Versorgung auf Bundesebene, das Ver- 
fahren zur Einhaltung der gemäß § 135 Abs. 4 SGB V unverändert 
geltenden Gewährleistungsfristen für die vertragszahnärztliche 
Versorgung mit Zahnersatz zu regeln. Da die Krankenkasse eine 
Ausfertigung der Rechnung erhält, um ihre Leistungspflicht er- 
füllen zu können, besteht für sie grundsätzlich keine Schwierig- 
keit, diese gesetzliche Vorschrift umzusetzen. Zusätzlich kann sie 
im Zweifelsfall die schriftlichen Unterlagen und Belege des Ver- 
sicherten nutzen, um Gewährleistungsfristen zu überprüfen. 


4. SoUen nach Auffassung der Bundesregierung die zuständigen Aus- 
schüsse der gemeinsamen Selbstverwaltung in der gesetzhchen 
Krankenversicherung zur Überprüfung der nach § 135 Abs. 4 SGB V 
zweijährigen Gewährleistungsfrist bei der vertragszcihnärzüichen 
prothetischen Versorgung weiterhin tätig bleiben? 


Da die Vorschrift des § 135 Abs. 4 SGB V durch das 2. GKV-Neu- 
ordnungsgesetz nicht verändert wurde, gelten auch die dazu be- 
stehenden Verwaltungsverfahren grundsätzlich fort. Allerdings ist 
es Aufgabe der Vertragspartner zu überprüfen, ob angesichts der 
Einführung von Festzuschüssen Modifikationen im Verfahren er- 
forderlich sind. 


5. Welche quaütätssichemden Maßnahmen sind bei den zahn- 
technischen Arbeiten geplant, wenn jetzt mit der Einführung der 
Festzuschüsse der Preis- und Konkurrenzdruck zwischen den zahn- 
technischen Laboren wächst? 


Nach aller wirtschaftlichen Erfahrung führt funktionsfähiger 
Wettbewerb zu einer Steigerung der Qualität und nicht zu einer 
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Senkung. Außerdem ist auch nach Einführung von Festzuschüs- 
sen ausschheßüch der Zahnarzt für die Einhaltung von Qualitäts- 
standards verantwortiich. Vor diesem Hintergrund sind keine zu- 
sätzlichen qualitätssichernden Maßnahmen beabsichtigt. Im übri- 
gen gelten bei zahntechnischen Arbeiten die Vorschriften des 
Medizinproduktegesetzes. Die Qualitätssicherung von zahntech- 
nischen Arbeiten als Sonderanfertigungen im Sinne des Medizin- 
produktegesetzes erfolgt nach diesem Gesetz. 


6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Aufzeichnungen über 
verwendete Materialien und Verarbeitungsverfahren usw. bei zahn- 
technischen Arbeiten neben der Rechnungsstellung gefordert wer- 
den müssen, um das Qualitätsniveau zu dokumentieren? 


Solche Aufzeichnungen werden von dem Medizinproduktegesetz 
gefordert. Außerdem liegt es im eigenen Interesse des Ver- 
sicherten, sich von seinem Zahnarzt bzw. Zahntechniker z. B. einen 
Legierungspaß für zahntechnische Arbeiten ausstellen zu lassen, 
anhand dessen die Art der Legierung und die genaue Legierungs- 
zusammensetzung erkennbar ist. Im übrigen ist der Zahnarzt nach 
§ 87 a SGB V i. V m. § 10 GOZ verpflichtet, bei der Abrechnung 
zahntechnischer Leistungen nicht nur den Betrag und die Art der 
einzelnen Auslage sondern auch Bezeichnung, Gewicht und 
Tagespreis verwendeter Legierungen anzugeben. Ferner wird auf 
die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Zahnärzteschaft ver- 
folgte Absicht, die bisher standardmäßige und medizinisch sinnvolle, 
weü besonders langlebige, Versorgungsform mit metallkeramisch 
verblendeten Kronen und Brücken aus der vertragszahnärztlichen 
Versorgung auszugliedem und so um ca. 50 % zu verteuern? 


Enthalten Kronen- oder Brückenarbeiten Elemente, die nach Art 
oder Umfang über den vertragszahnärztlichen Rahmen hinaus- 
gehen (z. B. hinsichtlich der Verblendungsart, der Legierung oder 
der Anzahl der Brückenglieder), so wird die im § 87 a SGB V vor- 
gesehene Honorarbindung für den Teil der zur vertragszahn- 
ärztlichen Versorgung gehörenden Zahnersatzbehandlung nicht 
aufgehoben. 

§ 30 Abs. 1 Satz 5 SGB V beschränkt ledighch bei Verblendungen 
den Festzuschuß auf Kunststoff-Verblendungen. In der Gesetzes- 
begründung heißt es dazu ausdrücklich: „Wählt ein Versicherter 
zukünftig Keramik- Verblendungen, hat er dafür ggf. entstehende 
Mehrkosten zu tragen." Dies bedeutet, daß Kronen und Brük- 
kenarbeiten, die keramisch verblendet werden, Bestandteil der 
vertragszahnärztlichen Versorgung bleiben und damit der Hono- 
rarbindung des § 87 a Satz 2 und 3 SGB V unterliegen. Der Ver- 
sicherte hat somit nur die Mehrkosten als Differenz zwischen den 
Kosten einer Keramik- und einer Kunststoff- Verblendung zu zah- 
len. 
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8. Welche Aufgaben sind der „Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung" ün Zusammenhang mit der Zahngesundheit und der 
Aufklärung über die Ziele und Auswirkungen des 2. GKV-Neu- 
ordnungsgesetzes im Hinblick auf die Versorgung mit Zahnersatz 
übertragen worden? 


Die Zahngesundheit der Kinder und Jugendhchen verbessert sich 
von Jahr zu Jahr. Außerdem kümmern sich bereits viele In- 
stitutionen um Aufklärung zur Vermeidung von Zahnerkrankun- 
gen (z. B. Landes- und regionale Arbeitsgemeinschaften zur För- 
derung der Jugendzahnpflege, der Verein für Zahnhygiene, die 
Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Jugendzahnpflege sowie die 
Krankenkassen und Zahnärzte). Im übrigen veranstaltet das Bun- 
desministerium für Gesundheit im Frühjahr diesen Jahres einen 
zahnmedizinischen Präventionskongreß, um die Möghchkeiten 
der Vorbeugung gegen Zahnschäden in der Öffenthchkeit noch 
stärker zu verankern. Vor diesem Hintergrund bestand bisher kein 
Grund, die Aufgabenstellung der Bundeszentrale für gesundheit- 
liche Aufklärung zu erweitern. 
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